Landkreistag Sachsen-Anhalt

                [image: image1.png]



2
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68. Sitzung am 4. Juni 2019 in Magdeburg, Geschäftsstelle
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Beschlussvorschlag:

Der Fachausschuss fordert vom Land, die Förderbestimmungen für die Antragstellung, die Bewilligung und die Umsetzung von Maßnahmen konsequent zu vereinfachen. Insbesondere sind endlich Regionalbudgets für die kommunalen Aufgabenträger einzurichten. Hierdurch wird der Verwaltungsaufwand minimiert und ein zügiger Mittelabfluss erreicht.
Sachverhalt:

Die Staatskanzlei hat die Kommunalen Spitzenverbände darüber informiert, dass knapp 70 % der zur Verfügung stehenden ELER-Mittel durch Erteilung von Bewilligungsbescheiden gebunden sind. Mit Stand Januar 2019 waren allerdings durchschnittlich erst ca. 25 % der Fördermittel ausgezahlt. 

Aufgrund des stockenden Mittelabflusses besteht nach der n+3-Regel die Gefahr, dass die nicht rechtzeitig ausgezahlten Fördermittel gemäß Art. 86 und 136 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 unwiederbringlich für Sachsen-Anhalt gekürzt werden, wenn die „bewilligten Beträge eines Jahres“ nicht spätestens nach drei Jahren kassenwirksam wurden. Konkret müssen im Haushaltsjahr 2019 noch ca. 104 Mio. Euro ausgezahlt werden. 

Aus dem ELER sind insbesondere folgende Maßnahmen betroffen, für die teilweise auch die Landkreise Fördermittelempfänger sind: 

1. Ausbau der Breitbandversorgung (von 70 Mio. Euro sind 11 % ausgezahlt), 

2. STARK III - Sanierung Schulen (von 63 Mio. Euro sind 3 % ausgezahlt),

3. STARK III - Sanierung Kitas (von 23 Mio. Euro sind 1,6 % ausgezahlt), 

4. Basisdienstleistungen und Dorferneuerung in ländlichen Gebieten (von 298 Mio. Euro sind 14 % ausgezahlt). 

Die Bewilligungsbehörden sind vom Ministerium der Finanzen deshalb aufgefordert worden, den Bestand an nicht ausgezahlten Förderbeträgen durch zügige Auszahlungen bzw. Teilzahlungen abzubauen. Die Geschäftsstelle hat den Landkreisen empfohlen zu prüfen, ob und inwieweit für ihre bewilligten Förderprojekte Teilzahlungen abgerufen werden können. 

Es ist nicht auszuschließen, dass die Diskussion, wer für den schleppenden Mittelabfluss verantwortlich ist, auch auf die Antragsteller zukommen wird. 

Aus Sicht der Geschäftsstelle gibt es für die verzögerten Auszahlungen der ELER-Mittel verschiedene Ursachen: 

· später Start in die Förderperiode 2014 - 2020,

· sehr hohe Detailtiefe der Förderbestimmungen, 
· unterschiedliche Anforderungen für STARK-III-Maßnahmen bei EFRE- und     ELER-Förderung, 

· lange Umsetzungszeiträume insbesondere bei Infrastrukturvorhaben,

· verzögerte baufachliche Prüfung durch das Bau- und Liegenschaftsmanagement Sachsen-Anhalt, 

· ausgelastete Baukapazitäten und steigende Baupreise, 

· komplexe Planungs-, Bau- und Nachweisverfahren sowie erhebliche Markteinflüsse beim Breitbandausbau. 

Für die erwartete Diskussion mit dem Land haben wir die Landkreise um einen Überblick über die vorliegenden Bewilligungsbescheide und die Gründe für im Einzelfall eingetretene Verzögerungen gebeten. Die derzeit vorliegenden Antworten bestätigen unsere Einschätzung, dass die Verzögerungen insbesondere im langwierigen Verfahren zwischen Antragstellung und Bewilligungsbeschied begründet sind. Vor diesem Hintergrund hat das Präsidium am 20. Mai 2019 folgenden Beschluss gefasst: 
1. Das Präsidium nimmt den Sachstand zur stockenden Auszahlung von EU-Fördermitteln besorgt zur Kenntnis und empfiehlt den Landkreisen, verstärkt Teilzahlungen für ihre Projekte abzurufen.

2. Die Auszahlungsrückstände sind im Wesentlichen nicht von den Fördermittelempfängern zu verantworten. Ursächlich sind vorrangig komplexe Förderbestimmungen und detaillierte Vergaberegelungen. Das Land ist deshalb aufgefordert, hier spürbare Verfahrenserleichterungen zu initiieren. 

3. Für die neue EU-Förderperiode erwartet das Präsidium die Einführung von Regionalbudgets für die Landkreise, damit die strategischen Ziele der Fondsverordnungen effektiver umgesetzt und Auszahlungsrückstände weitgehend vermieden werden können. 

In der Sitzung des Fachausschusses wollen wir über das endgültige Ergebnis unserer Umfrage bei den Landkreisen berichten und Lösungsansätze diskutieren. 
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